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7. Jahrgang 


Kleinhaus oder Hochhaus? 


Von Prof. Dr. med. A 


Bereits im letzten Jahrzehnt vor dem Kriege machten 
ſich Beſtrebungen bemerkbar, den infolge verfehlter Baus 
ordnungen entſtandenen Mietkaſernentypus wenigſtens bei 
den Stadterweiterungen durch weiträumigen Wohnungs— 
bau abzuloſen. Nach dem 
Kriege ſchien es ſogar, als 
ob die enorme Verteue—⸗ 
rung des Baumaterials 
den Hochbau für Woh- 
nungen überhaupt unmög- 
lich gemacht hätte und das 
Kleinhaus zwangsläufig 
zur Selbſtverſtändlichkeit 
werden würde. Tatſächlich 
ſind auch die meiſten ſeit 
dem Kriege gebauten 
ſtädtiſchen Wohnungen als 

Siedlungen in Geſtalt von 
Reihenhäuſern, Eigenhei⸗ 
men oder kleinen Doppel- 
häuſern gebaut worden. 
Aber leider machen ſich 
gerade in den letzten Jah⸗ 
ren wieder Beſtrehungen 


bemerkbar, den alten 
Wohnkaſernenbau, wenn 
auch in der verbeſſerten 


Form der Randbebauung 
eines Blockes mit großem 
Innenhof, wieder in Auf⸗ 
nahme zu bringen. Es 
iſt deshalb die Pflicht des 
Hygienikers, auf das nach⸗ 
drücklichſte zu betonen, daß 
die geſundheitlichen Vor⸗ 
züge des Kleinhauſes ganz 
unerſetzlich ſind. Es iſt 
as um ſo dringlicher, als 
die Stimmen, die nach 
dem Hochhaus rufen, von 
einflußreicher Seite kom⸗ 
men. Es iſt nicht über- 
flüſſig, dieſe Behauptung 
mit einigen Ausſprüchen, 
e in die weite Oeffent⸗ 
lichkeit gedrungen find, zu 
legen. So ſpricht die 
Veichstagsabg. Eliſabeth 
ders, welche das große 
Zubvention ausgeſtatteten Reichsforſchungsgeſellſchaft für 
irtſchaftlichkeit im Bau⸗ und Wohnungsweſen inau⸗ 
guriert zu haben, in Zeitungsartikeln mit der Aeberſchrift: 
ort mit ſentimentalen Erwägungen! Es muß jetzt prak⸗ 
ch gebaut werden“ ſich für Wolkenkratzer als Wohn⸗ 
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erdienſt hat, die Gründung der mit einer 5-Willionen⸗ 


kaniſche nicht. 


Grotjahn, Berlin. 
häuſer der Zukunft aus ). 
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Sie verſteigt ſich ſogar zu dem 
Ausſpruch: „Daß man im vierten Geſchoß ohne Aufzug 
engere Verbindung zur Natur hat als im achten Geſchoß 
mit Aufzug, wird niemand ohne einen etwas ſentimen⸗ 


talen Se bſtbetrug behaup⸗ 
ten können.“ Sie vergißt, 
daß die Hygiene auch nicht 
vierſtöckige Wohnhäuſer, 
ſondern zweiſtöckige für die 


einzig richtige Wohnweiſe 


der Minderbemittelten hal⸗ 
ten muß. Ganz unfaßbar 
jedoch iſt, daß ſie von der 
„Verbindung der Bewoh— 
ner in den großen Wiet⸗ 
häuſern mit der Natur“ 
ſpricht. Als ob etwa die 
Bewohnung des oberſten 
Stockwerkes den Kindern 
einen freien Auslauf er⸗ 
laubte, von denen der 
mittleren und unteren 
ganz zu ſchweigen. Nicht 
wer dem Himmel am näch⸗ 
ſten iſt, ſondern wer auf 
der ebenen Erde wohnt, 
bleibt mit der Natur ver⸗ 
bunden. 

Ein weiteres Beiſpiel 
für die Verſtändnisloſig⸗ 
keit, mit der einflußreiche 
Perſonen den geſundheit⸗ 
lichen Belangen der Kin⸗ 
derwelt, den elterlichen 
Sorgen für die Aufzucht 
von Kindern und damit 

bevölkerungspolitiſchen 
Anforderungen, die der 
Geburtenrückgang an uns 
ſtellt, gegenüberſtehen, iſt 
der Vortrag, mit dem der 
ehemalige Leiter des 
Deſſauer Bauhauſes, W. 
Gropius, im Jahre 1929 
die Frühjahrstagung der 
Reichsforſchungsſtelle für 
Wirtſchaftlichkeit im Bau⸗ 
und Wohnungsweſen ein⸗ 
leitete. Ohne den Flach⸗ 


bau zu verwerfen, trat er doch hier für Wohnhäuſer von 
zwölf Stockwerk Höhe ein, alſo Wolkenkratzer zu Wohn- 
zwecken, wie ſie bisher kein Volk kennt, auch das ameri⸗ 
Auch das ſonſt ſo treffſichere Urteil des 
Architekten und Schriftſtellers Adolf Behne, der durch 

*) Zit. nach „Bartenftadt“, Mitteilung der Deulſ hen G ırienitadtgejelih1ft 1923, S. 2 


feine literariſche Tätigkeit viel zur Durchſetzung moderner 
Baugedanten beigetragen hat, ſieht man mit Bedauern 
in dieſem Falle verſagen. Auch er tritt für die Gropius' 
ſchen zwölfgeſchoſſigen Wohnhaushochbauten ein und 
ſpricht davon, daß die Frage des Wohnungshochbaues 
auf die Dauer nicht mit ſentimentalen Schlagworten be⸗ 
antwortet werden tönne. Dieſen Stimmen muß auf das 
nachdrücklichſte entgegengehalten werden, daß es ſich hier 
nicht um eine Frage der Sentimentalität, ſondern eine 
ſolche der Volksgeſundheit und der Bevölkerungspolitik 
handelt. 

Die Stimmen, die ſich in einer dem Hygieniker ſchwer 
begreiflichen Weiſe für den Hochbau auszuſprechen wagen, 
kommen aus zwei Lagern und ſind deshalb ſo einflußreich, 
weil beide in den ſtädtiſchen Verwaltungen zuſammenar⸗ 
beiten. Es ſind einmal die Architekten, die effektvoll 
bauen wollen, und dann die Kämmerer, die den ſtädtiſchen 
Haushalt aufſtellen und das kommunale Finanzweſen 
überwachen. 

Die Architekten, mögen ſie ſich als Stadtbaumeiſter in 
gebundener Stellung befinden oder im freien Wettbewerb 
um ſtädtebauliche Aufgaben bemühen, haben den begreif⸗ 
lichen, aber nicht ungefährlichen Wunſch, an großen Ob⸗ 
jekten ihre Kunſt zu zeigen. Die Abwandlung des Klein⸗ 
hauſes bietet höchſtens in der Raumverteilung, kaum aber 
in der Faſſade noch irgendwelche Aufgaben, die den nach 
Neuem, Eigenartigem, Nochniedageweſenem lechzenden 
Baukünſtler zu reizen vermöchten. Ganz anders das 
Hochhaus. Hier kann man ſich bereits beim Entwerfen, 
Zeichnen und Wodellieren künſtleriſch ausleben und ſchon 
auf dem Reißbrett Maſſen gegenüberſtellen, Faſſaden ent⸗ 
falten und Fenſter, Türen und Balkone zu einer Sym⸗ 
phonie geſtalten. Daran, daß in dem ſchließlich vollen⸗ 
deten Gebäude jahrhundertelang Familien wohnen, Kin⸗ 
der aufwachſen und Greiſe, Kranke, Ermüdete ſich erholen 
ſollen, wird der Künſtler, wenn überhaupt, doch nur 
ganz flüchtig denken. 

Gar zu wenig wird von allen, die als Magiſtratsmit⸗ 
glieder, Stadtverordnete, Architekten und Kämmerer beim 
Städtebau verantwortlich mitzuwirken haben, an die große 
Lebensdauer eines Hauſes gedacht. In unſeren alten 
weſtelbiſchen Städten wohnen noch heute unzählige Fa— 
milien in dünnen Fachwerkhäuſern, die ſchon zu Luthers 
Zeiten ſtanden. Gar unſere neueren, aus Stein, Eiſen 
und Beton gebauten Häuſer haben eine jo gut wie unbe⸗ 
grenzte Dauer. Wie ein Haus gebaut iſt, damit muß ſich 
alſo nicht nur die Generation, die es gebaut hat und für 
die es gebaut worden iſt, abfinden, ſondern unzählige 
zukünftige, für deren Geſundheit und Behagen die 
ſtädtiſche Verwaltung, die heute baut, die Verantwortung 
übernimmt. Man merkt nichts davon, daß dieſe Kreiſe 
ſich der ungeheuren Tragweite ihrer Entſchlüſſe ſehr be⸗ 
wußt wären. Denn gerade dieſer wichtige Geſichtspunkt 
pflegt in den Debatten ſelten mit dem gehörigen Nachdruck 

geltend gemacht zu werden. 

Aus einer ſolchen Ueberlegung heraus würde auch 
der Einwand der höheren Koſten des Flachbaues, von 
dem ſo viel geſprochen wird, ſeine Nichtigkeit erweiſen. 
Denn wenn es wirklich wahr iſt, was bisher noch nicht 
bewieſen wurde, ſondern von zahlreichen Sachverſtändigen 
beſtritten wird, daß der Bau von Mietkaſernen 15 oder 
20 v. g. billiger iſt als die Erſtellung von zweiſtöckigen 
Reihenhäufern, Eigenheimen und Doppelhäuſern, ſo 
würde dieſe Erſparnis ſich doch nur für die unmittelbare 
Gegenwart auswirken, allen kommenden Generationen 


aber zum Unſegen werden. Denkt wohl einer der Stadt- 
räte, Stadtverordneten, Kommunalpolitiker und Stadt⸗ 
beimeiſter daran, daß mit der geringen Erſparnis von 
10 bis 20 v. H. der Baukoſten die Ausſperrung der 
Bewohner des Hochhauſes von den Reizen der friſchen 
Luft für 10 bis 20 Generationen gar zu teuer erkauft iſt? 

Vielleicht wäre ihr Verantwortungsgefühl größer, 
wenn ſie ſich die Mühe geben würden, ſich in die Lage 
einer Normalfamilie einzufühlen, die als Metpartei in 
Frage kommt. Kommunalbeamte, Architekten und ein 
großer Teil der Stadtverordneten und Leiter der Bauge⸗ 
noſſenſchaften pflegen entweder unverheiratet oder kinder⸗ 
los oder, wenn ſie ein oder mehrere Kinder haben, in der 
Lage zu ſein, ſich mindeſtens einen Dienſtboten zu halten. 
Die typiſche Familie, für die 95 v. H. der fehlenden Woh— 
nungen beſtimmt ſind, iſt aber die minderbemittelte 
ſtädtiſche Familie, in der durchſchnittlich drei Kinder ohne 
Hilfe von Dienſtboten aufgezogen werden ſollen. Erſt 
wenn man ſich dieſe gegenwärtig überſehene Tatſache klar⸗ 
macht, verſteht man den unerſetzlichen Wert, den das 
Kleinhaus als Rahmen der Wohngemeinſchaft hat und 
für alle Zukunft behalten wird. 

Sollen die Menſchen nebeneinander oder überein⸗ 
ander wohnen? Das iſt die Frage, die in einer Zeit zur 
Entſcheidung drängt, in der die Willionen der Hauszins⸗ 
ſteuer langſam dem Ziele zufließen, einen bis zum Ueber⸗ 
maß geſtiegenen Wohnungsbedarf der ſtädtiſchen Bevöl⸗ 
kerung endlich zu befriedigen. Da es ſich hier um öffent⸗ 
liche Mittel handelt, iſt es begreiflich, wenn von den Be- 
hörden und Kommunalvertretungen darüber gewacht wird, 
daß in jedem Falle mit dem geringſten Aufwand der 
zujammengejteuerten Mittel die größtmöglichſte Zahl von 
menſchenwürdigen Kleinwohnungen gebaut werden. Wenn 
aber aus dieſen Kreiſen jetzt Stimmen laut werden, die 
aus Sparſamkeit die Bevorzugung der Wietkaſerne vor 
dem Klein⸗ oder Reihenhaus empfehlen, ſo fordert das 
doch den Widerſpruch aller heraus, die es mit der Volks⸗ 
geſundheit ernſt meinen. Wird doch dieſe dem Hygieniker 
ſo mißtönende Melodie von jenen Architekten wirkungs⸗ 
voll akkompagniert, die ſich nach den „reizvollen“ Auf⸗ 
gaben der pompöſen Faſſadengeſtaltung zurückſehnen. 
Denn ſchließlich kann jede Wietkaſerne, auch wenn ſie 
ſich aus den kleinſten und dunkelſten Wohnungen zu⸗ 
ſammenſetzt, zum Objekt dieſes Eifers werden, wovon die 
Arbeiterviertel unſerer Großſtädte ſchauderhaftes Zeugnis 
ablegen. Es iſt höchſte Zeit, daß dieſen Rechenkünſtlern 
und Kunſtbolden gegenüber mit Nachdruck betont wird, 
daß im Flachbau hergeſtellte Kleinwohnungen ſo uner⸗ 
ſetzbare Vorzüge geſundheitlicher Art haben, daß ſelbſt 
die Aufwendung verhältnismäßig größerer Mittel gerecht⸗ 
fertigt wäre, wenn es ſich wirklich bewahrheiten ſollte, 
daß ſie teurer zu ſtehen kommen als übereinandergetürmte 
Etagenwohnungen. 

Gerade weil wir heute nicht imſtande ſind, wirklich 
geräumige, ihren Bedürfniſſen entſprechende Wohnungen 
den minderbemittelten Wohnungſuchern zur Verfügung 
zu ſtellen, ſollte wenigſtens das einzig wertvolle Aus⸗ 
gleichsmittel der Engräumigkeit, nämlich die Erdnähe der 
Kleinwohnung, unter allen Umjtänden gewahrt werden. 
Mit welch großem Aufwand von Scharfſinn und For⸗ 
ſcherfleiß auch Raumtiefe, Räumhöhe, Belichtung und 
Raumperteilung erforſcht und umſtritten werden, man 
ſollte darüber nicht vergeſſen, daß ihre Wichtigkeit ver- 
ſchwindet gegenüber der Forderung der Erdnähe und der 
Ebenerdigkeit. 


Baukosfen vergleich zwischen Einfamilienreihen- 
haus und Etagenwohnung. 


Von Architekt BDA. G. Lüdecke, Dresden⸗-Hellerau. 


Bei der Ablehnung des Einfamilienhauſes werden 
immer wirtſchaftliche Gründe angeführt. Es ſoll deshalb 
an Beiſpielen gezeigt werden, daß eine Ablehnung aus 
wirtſchaftlichen Gründen überhaupt nicht gerechtfertigt iſt. 
Einer Etagenwohnung von 72,45 Quadratmeter Wohn- 
fläche und 3,20 Meter Geſchoßhöhe von Fußboden zu Fuß⸗ 
boden wird ein Einfamilienreihenhaus mit 73,98 Quadrat» 
meter Wohnfläche, einmal mit gleicher Geſchoßhöhe, alſo 
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3,20 Meter von Fußboden zu Fußboden in beiden Ger 
ſchoſſen, im anderen Falle mit Geſchoßhöhen von 2,75 
Meter von Fußboden zu Fußboden im Erdgeſchoß und 
2,50 Meter im Obergeſchoß gegenübergeſtellt. Die nied⸗ 
rigen Geſchoßhöhen find beim Enfamilienhaus vollkommen 
ausreichend. Es ergibt ſich eine lichte Geſchoßhöhe von 
2,50 Meter im Erdgeſchoß und 2,25 Meter im Obergeſchoß. 
Ueber dieſen Höhen befindlicher Luftraum hat keinen 
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; Einfamilienhaus 
„ mit 73,98 Quadratmeter Wohne 
8 fläche 
A: Geſchoßhöhen: 
Keller: 
2,20 m von Fußbod. zu Fußbod. 
Erdgeſchoß: 
23.20 m von Fußbod. zu Fußbod. 
HOPbergeſchoß: 
23.20 m von Fußbod. zu Fußbod. 
Erker: 
3,20 + 1;60 m (balbe Geſchoß⸗ 
höhe für den Austritt) 


7 
ERDGESCHOSS 7 
4 2 0 


Bild 1 


Nutzen mehr. Bei niedrigen Geſchoßhöhen wird man 
auch eher geneigt ſein, die Fenſter breit zu lagern und bis 
zur Decke hochzuführen, was richtig iſt, während man 
bei hohen Geſchoſſen leicht an den veralteten, ſchmalen, 
hohen Fenſterſchlitzen hängenbleibt. 

Bei 3,20 Meter hohen Geſchoſſen ergibt ſich für das 
C folgender Kubikmeter⸗ 
nhalt: 


Keller: 
4,20 m Breite X 5,50 m Tiefe X 2,20 m Höhe — 50,82 ebm 
Geſchoſſe: 
10,00 m Breite X 5,50 m Tiefe X 6,40 m Höhe 
Sıfervorbau mit Austritt: 
2,99 m Breite X 2,90 m Tiefe X 4,80 m Höhe = 1948 ebm 
(Austritt halbe Geſchoßböhe gerechnet) 422,30 ebm 
Neben dem Kellerraum ſind in den 422,30 Kubikmeter 
umbauter Raum Nebenräume (Fahrräder, Kleintiere) und 
Abſtellboden enthalten. Sie umfaſſen 2 Meter Breite 
5,50 Meter Tiefe X 6,40 Meter Höhe = 70,40 Rubif- 
meter. Der umbaute Raum der Etagenwohnung 
umfaßt: 10 Meter Breite x 9,25 Meter Tiefe + 1,65 Me⸗ 
ter Breite X 1,75 Meter Tiefe x 3,20 Meter Höhe Aus⸗ 
tritt zur Hälfte: 8,33 Meter Breite x 1,75 Meter Tiefe 
x 1,60 Meter Höhe = 328,53 Kubikmeter. Um einen 
Vergleich durchführen zu können, werden der Etagen⸗ 
wohnung die gleichen Kubikmeter für den Kellerraum und 
für Nebenräume zugeſchlagen. 328,53 + 50,82 . 70,40 
49,75 Kubikmeter. 
Die Baukoſten ſind bei den gleichen Geſchoßhöhen und 
Wohnflächen ungefähr dieſelben. Anterſchiede, die ſich 
wirtſchaftlich auswirken können, entſtehen, wenn das mit 
Mehrfamilienhäuſern und Einfamilienhäuſern bebaute 
and zu gleichen Preiſen erworben wird. Die Lander- 
werbskoſten verteilen ſich beim Mehrfamilienhaus auf 
ſechs bis acht oder mehr Wohnungen, während auf der 
gleichen i auf der das Mehrfamilienhaus ſteht, 
nur drei bis vier Einfamilienhäuſer errichtet werden kön⸗ 
nen. Mit den Straßenbaukoſten verhält es ſich ähnlich. 
Die Herſtellung der an kann aber auch fo erfolgen, 
he für das Einfamilienhaus keine beſondere Belaſtung 
ſte t, wenn Wohnſtraßen mit gerade ausreichender Be⸗ 
feſtigung hergeſtellt werden. Daß heute Mehrfamilien- 
Aujer gebaut werden müſſen, iſt allein auf die Tatſache 
zurückzuführen, daß Bodenſpekulation und teurer Straßen- 
bau ſich ſchädlich auswirken und zum Mehrfamilienhaus 
zwingen. Bodenſpekulation kann durch das von den Bo⸗ 
nreformern angeſtrebte Geſetz unmöglich gemacht werden. 
Deshalb muß jeder Siedler, jeder Bewerber um das Ein⸗ 
amilienhaus Bodenreformer ſein. Die Belaſtung durch 
en Straßenbau muß dadurch beſeitigt werden, daß teure 
erkehrsſtraßen aus allgemeinen Mitteln, vielleicht zum 
größten Teil von Steuern auf Verkehrsmittel, gebaut 
und unterhalten werden. Allein die Wohnwege und ge⸗ 
gebenenfalls ein ſchmaler Streifen der Verkehrsſtraßen, 
ie unmittelbar an den Wohngebieten liegen, ſind auf die 
N ſamtzahl der Wohnungen des Wohnblocks umzulegen. 
ach Durchführung dieſer Maßnahmen gibt es keinen 
wang mehr, die Wehrfamilienhäuſer zu errichten; die 
odenpreiſe werden ſich in natürlichen Grenzen halten, 
Br Straßenkoſten ſpielen keine unheilvolle Rolle. Da 
unt die Baukoſten der gleich großen Geſchoßwohnungen 
ſiad des Einfamilienhauſes dieſelben bleiben, wird man 
I ſelbſtverſtändlich zum Bau von Einfamilienhäuſern 
tſchließen. 
* Bisher wurden Einfamilienhaus und Etagenwohnung 


352,00 ebm 


gleicher Geſchoßhöhe verglichen. Wenn man das Ein⸗ 


„ I, 


Einfamilienhaus 
mit 73,98 Quadratmeter Wohn- 
A fläche 
. B: Geſchoßhöhen: 
Keller: 
5 2.20 m von Fußbod. zu Fußbod. 
5 Erdgeſchoß: 
„ 2.75 m von Fußbod. zu Fußbod. 
Obergeſchoß: 
2,50 m von Fußbod. zu Fußbod. 


Erker: 
2.75 ＋ 1.25 m (halbe Geſcheß⸗ 
höhe für den Ausıritt) 


OBERGESCHOSS + 


Bild 2 


familienhaus mit niedrigeren Geſchoßhöhen errichtet, er— 
gibt ſich nachſtehender umbauter Raum: 
Keller: 
4,20 m Breite X 5,50 m Tiefe x 2,20 Höhe 
Geſchoſſe: 
10,00 m Breite X 5,50 m Tiefe X (2,75 2,50 m Höhe) = 288,75 ebm 
Erkervorbau mit Austritt: 
2,90 m Breite X 1,40 m Tiefe X (2,75 1,25 m Höhe) = 16,24 cbm 
355,91 ebm 
Wenn man beim Etagenhaus die Geſchoßhöhe von 3,20 
Meter beibehält, ſteht jetzt dem umbauten Naum der 
Etagenwohnung von 449,75 Kubikmeter der des Ein- 
familienhauſes mit 355,81 Kubikmeter gegenüber. Das 
iſt ein Unterſchied von 93,94 Kubikmeter, oder, wenn die 
Baukoſten für 1 Kubikmeter umbauten Raums zwiſchen 
30 und 35 M. ſchwanken, ein Betrag von rund 3000 M. 
zugunſten des Einfamilienhauſes. Wit dieſem Betrag 
laſſen ſich die Mehrkoſten des um etwa 50 Prozent größe» 
ren Landanteiles für die Wohnung im Einfamilienhaus 
und die gegenüber der Etagenwohnung höheren Anlieger⸗ 
leiſtungen abdecken. Vielleicht iſt inſofern ein Einwand 
möglich, als man die lichte Höhe der Etagenwohnung 
auch, entſprechend der verringerten Höhe im Einfamilien⸗ 
haus, niedriger halten kann. Man iſt aber in Fachkreiſen 
immer geneigt, die Geſchoßhöhe im Etagenhaus höher zu 
halten. Sie ſchwankt jetzt zwiſchen 2,70 Meter und 2,90 
Meter im Lichten. Der Siedler, der nur eine menſchen⸗ 
würdige Wohnung für ſich beanſprucht, wird jedenfalls 
auf unnötig hohe Wohnräume gern verzichten. 

Am Ende ſind jedoch die wirtſchaftlichen Gründe nicht 
mehr entſcheidend, wenn die beſſere Wohnung im Ein⸗ 
familienhaus nur wenig teurer iſt. Entſcheidend iſt viel⸗ 
mehr, daß die Wohnungen im Einfamilienhaus mit 
Garten in jeder Beziehung ungemein wertvoller für die 
Bewohner ſind. Es iſt durch Aerzte feſtgeſtellt worden, 
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Geſchoßwobnung 

mit 72,45 Quadralmeler Wohn⸗ 
fläche 

Geſchoßhöhe: 

3.20 m von Fußbd. zu Fußbd. 


Austritt: 
1,60 m — !/a der Geſchoßhöhe 
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Bild 3 
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daß der Geſundheitszuſtand von Kindern nach Umzug in 


eine Einfamilienhausſiedlung ſich ſtändig beſſerte. Die 
ſozialen und ſittlichen Vorteile, die die Einfämilienwoh⸗ 
nung im kleinen Garten mit ſich bringt, laſſen ſich über⸗ 
haupt nicht in Zahlen ausdrücken. Jeder vernünftige 
Politiker iſt heute bemüht, die unproduktiven Belaſtungen 
der Gemeinden, die durch die notwendigſte Wohlfahrts- 
hilfe entſtehen, ſoweit als möglich auszuſchalten. Der 
beſte Weg iſt, vollkommene Wohnungen zu ſchaffen. Das 
Einfamilienhaus, als vollkommenſte Wohnform, hilft mit 
ſeinen gut beſonnten Räumen die Bewohner geſund zu 
erhalten und die Entlaſtung herbeizuführen. 


Bausparkassen. 


Aus den Kreisen unserer Bausparer gehen fast täglich An- 
fragen über andere Bausparkassen bei uns ein. Da wir 
nicht in der Lage sind, jede einzelne Anfrage ausführlich 


zu beantworten, sehen wir uns gezwungen, an dieser Stelle | 
Es soll in | 


Urteile über Bausparkassen zu veröffentlichen. 
Deutschland gegen hundert Bausparkassen geben, sodaß 
es dem einzelnen Interessenten nicht gut möglich ist, sich 
über alle Unternehmungen, die an ihn herantreten, ein 
eigenes Urteil zu bilden. 
Mitteilungen zur Folge haben, daß Interessenten die Ver- 
sprechungen der einzelnen Bausparkassen und ihre Verfahren 
vorsichtig prüfen, so ist der beabsichtigte Zweck erreicht, 
Beamte werden dann immer zu der Erkenntnis gelangen. 
daß für sie die Beamtenbausparkasse die größte Sicherheit 
und meisten Vorteile bietet. 

Die Schriftleitung. 


. der Freunde. 
rr 


ſparkaſſe Hamburg. Unter dem 15. Dezember 1929 hat 
Herr Meyer einen offenen Brief an den Aufſichts⸗ 
rat der Gemeinſchaft der Freunde in Wüſtenroth ge⸗ 
richtet. Dieſer offene Brief iſt als Broſchüre an viele 
Perſonen und Stellen, zugleich an viele Zeitungen 
Deutſchlands mit der Bitte um Veröffentlichung abge— 
gangen. Wir geben aus dem offenen Briefe einige 
Stellen wieder: 
ATich war auf dem Vortrage Ihres Berliner Vertreters 
im Wilhelm⸗Gymnaſium, Hamburg, am 23. Oktober, der 
nebenbei geſagt nur von 40 Perſonen beſucht war. Teil⸗ 
weiſe beſtand dieſe Anzahl noch aus alten unzufriedenen 
Bauſparern der GPF. Ihr Vertreter gab kund, daß das 
mit GDF.-Geld erſtellte Eigenheim auch vermietet werden 
und zwei, drei und auch vier Miets wohnungen 
enthalten könne. Ferner, daß jeder Bauſparer, der ca. 
30 % ſeiner Bauſparſumme zu Anfang des Jahres einzahle, 
beſtimmt damit rechnen könne, daß er im zweiten Jahr ſein 
Baugeld ausbezahlt erhalte (dasſelbe veröffentlichen Sie in 
Ihren Druckſachen), „weil ja unter dem geſchloſſenen Jahres- 
gruppenſyſtem in jedem Jahre gewiſſermaßen eine neue Bau— 
ſparkaſſe eröffnet und an die anderen angereiht würde, und 
demzufolge die e laufend zuerſt an die Reihe 
kämen“. Er legte beſonderes Gewicht auf dieſe Feſtſtellung. 
Das iſt alſo eine direkte Aufforderung, gerichtet an 
die profeſſionellen Ausbeuter des Wohn⸗ 
bedürfniſſes der Menſchen, große Beträge bei 
Abſchluß ihrer Verträge mit der GDF. zur Herſtellung von 
ausgewalzten Mietkaſernen ſofort einzuzahlen, um dann 
ſchon im zweiten Jahre mit dem vierprozentigen Gelde der 
GDF. beginnen zu können. Das iſt ein ſolch günſtiges Ge- 
ſchäft für jeden Kapitaliſten, unkündbare Tilgungsdarlehen 
zu 4% Zinſen von der GDF. und noch billigere Hauszins⸗ 
ſteuerzuſchüſſe zu erhalten zum Bau von e e 
mit den a hohen Mieten, deren Kapitalwert bei Auf⸗ 
hebung der Wohnungszwangswirtſchaft ſich verdoppeln wird, 
daß man den gewaltigen Zuſtrom des Geldes zur GDF. 
verſteht. Die Tatſache ferner, daß die Grundſtücke der 
GDF. nach dem Jahresbericht von 1928 durchſchnittlich nur 
bis zu 58 % ihres Schätzungswertes beliehen wurden, iſt 
ein weiterer Beweis, daß der Schwache zugunſten des 
Starken ausgebeutet wird und der wächſte unbedingt 
ſo lange warten muß, bis der Kapitaliſt nach und nach 
das Geld zurückgezahlt hat, weil eben keiner mehr nach ihm 
eintrat, weil ſeine Gruppe geſchloſſen iſt, weil ſeine Warte⸗ 
zeit, ſein Faktor Zeit in der Schlüſſelzahlberechnung Ka 
genüber dem ſpäter in eine neue Gruppe eintretenden = 
pitalkräftigen wirkungslos bleibt. Deshalb iſt die Behaup⸗ 
tung, die Zeit wirke für den Bauſparer im Sinne der erſten 
Veröffentlichungen der GDF., und die heute noch all⸗ 
N geglaubt wird, heute un wahr. Die 
auer erſparten Gelder der kleinen Leute 


werden zu billigem Zinsſatz hereingeholt, 


u m in erſter Linie dem Kapitaliſten mit vier⸗ 
prozentigem Gelde Villen für ſich ſelbſt und 


Mietfajernen zur Ausbeutung der Armen 


herzuſtellen.“ 


„Die Prophezeiung der Voſſiſchen Zeitung zur Zeit der 


Abſetzung Georg Kropps als Vorſitzenden des Aufſichtsrats 
der GDF. iſt längſt eingetreten, die Gemeinnützigkeit, der 
ſoziale Charakter der GPF. beſteht nicht mehr, denn auf 
Koſten der großen Maſſe der Bauſparer werden fortlaufend 
durch das geſchloſſene Jahresgruppen⸗Syſtem große Ge⸗ 
winne für die Kapitalkräftigen ermöglicht und 


geſchaffen.“ 


Wenn die heutigen und späteren | 


F. W. Meyer, Hamburg, war 1926 General: | 
vertreter der Gemeinſchaft der Freunde Wüſten⸗ 
roth. Als er es nicht mehr war, gründete er die Bau⸗ 


„Es wird die Zeit kommen, wo die Armen nicht mehr 
Vorſpann leiſten für die kapitaliſtiſchen Bauſparer und das 
Werk der inneren Aushöhlung der GDF. iſt vollbracht, 
ohne daß die breite Oeffentlichkeit es 
merkte.“ 

„Herr Baurat Weiß ſagt mit Recht im Heft 8 der 
„Wohnungswirtſchaft“, dem Organ der freien Gewerkſchaften, 
vom 15. April 1928, alſo nach Bekanntgabe des neuen 
Syſtems und vor aktueller Einführung der geſchloſſenen 
Jahresgruppe im Wai 1928: 8 

„Die GDF. braucht planmäßig die Maſſen der kleinen 
Sparer, um mit ihrer Hilfe das fehlende Geld für ſtär— 
kere Einzahler aufzubringen.“ 

„Die Möglichkeit der alten Bauſparer der GPF., auf 
Schadenerſatz zu klagen und zu gewinnen, beſteht nach An⸗ 
ſicht einiger Juriſten, die ſich eingehend mit der Frage 
befaßt haben.“ 

„Vorerſt iſt notwendig, daß die älteſte und größte Bau⸗ 
ſparkaſſe Deutſchlands, die Gemeinſchaft der Freunde, durch 
Zuſammenſchluß der alten Bauſparer der GDF. eventuell 
auf dem Wege der Klage gezwungen wird, wieder ein ſozial 
gerechtes Zuteilungsſyſtem einzuführen. Alle Bauſparer 
der GDF., die dieſen Kampf mit aufnehmen wollen, wollen 
ſich beim Unterzeichneten ſchriftlich melden, um in einer 
demnächſt ſtattfindenden Verſammlung Beſchlüſſe zu faſſen.“ 

Herr Meyer veröffentlicht zwei Briefe von Georg 
Kropp, dem Gründer der G. D. F., die dieſer an Herrn 
Meyer gerichtet hat. In dieſen Briefen bezeichnet Kropp 
die heutige Zuteilungsmethode der G. D. F., „die der 
Bauernfängerei ähnlich ſieht wie ein Ei dem andern“, 
als „glänzenden Anſinn“. 


Bausparkasse Hamburg. 

Herr Meyer hat oben als Zeugen gegen die G. D. F. 
Herrn Baurat Weiß angerufen. Da Herr Meyer in 
der Broſchüre gegen die G. D. F. feine eigene Bauſparkaſſe 
lobend hervorhebt und fein Verfahren im einzelnen dar⸗ 
legt, iſt es intereſſant, zu hören, wie Herr Baurat Weiß, 
einer der erſten Sachverſtändigen auf dem Gebiete des 
Bauſparkaſſenweſens, das Syſtem des Herrn Meyer be— 
urteilt. In Nummer 135 der „Deutſchen Spar⸗ 
kaſſen⸗Zeitung“ vom 21. November 1929 hat Bau⸗ 
rat Weiß einen Aufſatz über die Bauſparkaſſe 
Hamburg veröffentlicht, dem wir einige Stellen ent- 
nehmen: *) 

„Nachſtehende Unterſuchung ſoll zeigen, wie ober- 
flächlich und leichtfertig die doch zweifellos recht 
verantwortliche Aufgabe der Gründung einer Bauſparkaſſe 
gelöſt worden iſt, und welche Gefahren für den Bauſparer 
daraus entſtehen können.“ 

„Im weſentlichen handelt es ſich um eine Nachahmung 
der GDF., deren Gedankeninhalt in Aktiven und Paſſiven 
offenbar von dem früheren Generalvertreter in das Ge⸗ 
ſchäft eingebracht wurde. Leider wurden nicht alle Aktiven 
übernommen und ein ganzes Pack neuer Paſſiven eigenſter 
malen dazugetan, die verſehentlich für Aktiven angeſehen 
werden. 

„Die Vertragsſumme muß offenbar der vollen Bau“ 
ſumme entſprechen, da eine „wertbeſtändige“ erſte Hypo? 
thek als Sicherheit des Darlehns verlangt 
wird Die B.H. „lehnt es ſtrickte ab“, Wartezeiten 
für die Erlangung der Zuteilung anzugeben, angeblich, 
weil es keiner Bauſparkaſſe, die, wie die B.., beliebige 
Zahlungen annimmt, möglich iſt, ſolche Angaben zu machen. 
Die Binſenwahrheit, daß man keinem Bauſparer, deſſen Ein- 
zahlungsplan unbekannt iſt, einen Zuteilungsplan garan- 
tieren kann, hat die B.H. mißverſtanden. Sie weiß offen 
bar nicht, daß man für beſtimmte Einzahlungen einen 
Zuteilungsplan nicht nur verbindlich zuſichern kann, ſon⸗ 
dern daß man das auch muß. Allerdings müßte ſie zuoof 
den von der GPF. übernommenen Aberglauben abgeleg 
haben, daß die Leiſtungen zahlungskräftiger Bauſparer 
„dem zahlungsſchwächeren Witbauſparer helfen, ſeine War: 
tezeit zu verkürzen.“ ($ 60 Abi. 5 des Statuts.) 5 

„Die B.H. verwirft zunächſt die ſog. „Verloſungsbau 
ſparkaſſen“, da angeblich bei 5 fe eine Mehrleiſtung dure 
Sonderzahlungen nicht möglich ſei und ſomit kein Anreiz 
geboten werden. Die B.H., die ſich für fähig hält, ein 2 
Bauſparkaſſe zu gründen, verſteht eben das Syſtem andere 1 
Bauſparkaſſen nicht. Sie weiß offenbar nicht, daß mu 

*) Zu dieſem Aufſatz hat die Geſchäftsleitung der Bau 
ſparkaſſe Hamburg in Nr. 4 der „Dautſchen Sparkaſſenzeiß 
tung“ 1930 eine Erwiderung gebracht, die Baurat e | 
in derſelben Nummer widerlegt hat. Die Schriftltg⸗ 


OA 


die Höhe der Leiſtung die Zulaſſun 
teilungsgruppen mit ſehr verſ 
Chance bedingt, daß jede beliebig ho 
ſtung ihre volle Wertung findet und daß 
Los innerhalb einer Gruppe n ur 
noch die Funktion der gerechten uswahl 
unter Gleichen hat. Die B.H. lehnt ſich auch bei der 
Zuteilung an die GSF. an, ſie verwirft aber die ſich ſelbſt 
finanzierenden, geſchloſſenen Jahresgruppen, weil ſie glaubt, 
daß ſie eine „ſchneeballartige Wirkung“ haben. Das Zu⸗ 
teilungsverfahren der B. H. läuft dafür auf ein verſtärk⸗ 
tes Wettſparſyſtem hinaus.“ 

„Was bei der GDF. als Wettſparſyſtem bezeich⸗ 
net wurde („D. Spk.⸗Ztg.“ 1929, Nr. 122), iſt hier noch über⸗ 
boten. Wer bei der B.H. als Sparer in den erſten Jahren 
ſeiner Witgliedſchaft all ſein Kapital und ſeine ganze Spar⸗ 
kraft eingeſetzt hat und nicht zum Ziele kam, weil er von 
ſtärkeren Sparern überflügelt wurde, ſcheidet endgültig aus 
dem Rennen aus, da ſeine nachlaſſenden Leiſtungen künftig 
erſt recht von anderen dauernd überholt werden und weil 
ſeine früheren Höchſtleiſtungen keine Wirkung mehr haben. 
Die B.H. arbeitet damit noch mehr auf Bluff wie ihre Vor⸗ 
bilder. Den Bauſparern, die ſich dadurch blenden laſſen 
und in die Arena eintreten, kann man nicht oft genug zu⸗ 
rufen: „Laſſet alle Hoffnung fahren!“. 

„Die Behauptung der B.9., daß bei ihr „auch die 
Höchſtwartezeiten der Zahlungsſchwächſten kürzer ſind als bei 
irgend einem anderen Syſtem“, iſt völlig aus der Luft ge⸗ 
griffen und geradezu frivol. Die offene Einheitsgruppe 
bedeutet verſtärkte Aehnlichkeit mit einem 
Schneeball ſyſtem. Die Herabſetzung der Bewertung 
der älteren Beitragsleiſtungen bedeutet verſtärktes Wettſpar⸗ 
ſyſtem. Die BH. hat alle Fehler älterer Bau⸗ 
ſparkaſſen in erhöhtem Maße.“ 

„Ob in einer derart den Leidenſchaften der Witglieder 
ausgelieferten Einrichtung (Genoſſenſchaft) das Geld der 
Bauſparer ſicher, ſtetig, wirtſchaftlich und 
gerecht verwaltet werden kann, wird die Zeit 
wohl lehren. Inzwiſchen bleibt nur zu wünſchen, daß das 
ſehnlichſt erwartete Bauſparkaſſengeſetz kein Mantelgeſetz 
wird, deſſen allzu weiter Mantel. dem „freien Spiel der 
Kräfte“ und jedem ungeſchickten Experiment das Anſehen 
behördlicher Sanktionierung verleiht. Denn ſchließlich geht 
es um den ſchutzbedürftigſten deutſchen Volksgenoſſen, den 
deutſchen Sparer!“ 


Bausparkasse Bremen. 

In den „Bremer Nachrichten“ vom 24. Oktober 1929 
iſt folgendes Eingeſandt zu leſen: 

„Die herrſchende Wohnungsnot läßt zahlreiche Haus- 
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haltungsvorſtände nach Möglichkeit ausſchauen, wie ſie für 


ihre Familie eine geſicherte Wohnung, womöglich ein 
eigenes Häuschen erwerben können. Da bei den mei⸗ 
ſten aber das dazu nötige Kapital fehlt, ſo hören ſie gerne 
auf alle möglichen Verſprechungen von „Gemeinſchaften“ 
und Geſellſchaften uſw. Die Sehnſucht nach „eigenem ge⸗ 


ſichertem Heim“ läßt dieſe Leute recht häufig alle Vorſicht 


vergeſſen, ſo daß allerhand „Gründer“ ein leichtes Spiel 
haben, Leichtgläubige für ihre „Gemeinſchaften“ einzufangen. 

Wit dieſen Ausführungen ſoll nichts gegen ſolide Bau⸗ 
genoſſenſchaften geſagt De Im Gegenteil möchten wir 
nur wünjchen, daß alle Anwärter für eine Mieterwohnung 
oder für ein Eigen⸗Wohnhaus ſich in Genoſſenſchaften zu⸗ 
ſammenſchlöſſen. Solche Genoſſenſchaften, in denen die 
Mitglieder ſelbſt vertrauenswürdige Leute in die Leitung be⸗ 
rufen haben, können ſicher ſehr ſegensreich wirken. 

Gewarnt werden müſſen aber die Wohnungs⸗ oder 
Eigenheim-Nefleftanten vor „Geſellſchaften“ und „Gemein- 
ſchaften“ auf deren Leitung ſie keinerlei Einfluß haben, 
deren Vertreter ſie überhaupt nicht einmal kennen. Eigent⸗ 
lich ſollte es ja auch Gutgläubige mißtrauiſch machen, wenn 
ihnen in marktſchreieriſchen Inſeraten oder in ſchwungvollen 

erſammlungsreden erzählt wird, daß in irgend einer weit⸗ 
abliegenden Stadt eine „Geſellſchaft“ oder eine „Gemein— 
ſchaft“ beſtehe, die keine andere Se habe, als gerade die 
Wohnungſuchenden in Bremen ſchnellſtens zu einem „Eigen⸗ 

eim“ zu verhelfen. In Wirklichkeit iſt es dieſen Gründern 
e nur um das Eintrittsgeld, um die Bauanteile uſw. 
zu tun. 

Eine recht trübe Erfahrung haben im vorigen Jahre in 
Bremen viele Wohnungſuchende machen müſſen mit einer 
ſolchen Gründung, die innerhalb kurzer Zeit unter drei ver⸗ 
ſchiedenen Flaggen fuhr. Geworben wurden die Witglieder 
für die Bau- und Siedlungsgeſellſchaft Darmſtadt, die guten 
Ruf genießen ſoll. Der hier wirkende Vertreter der Darm⸗ 
ſtädter Bau⸗ und Siedlungsgeſellſchaft, ein gewiſſer H. in der 
Langen Straße, wurde ſeiner Organiſation aber untreu und 
zog die Bremer Witaliedſchaft zu einer „Deutſchen Aufbau⸗ 
Geſellſchaft“ in Weimar herüber. Dieſe Geſellſchaft mußte 

ald Konkurs anmelden. Die Bremer Witglieder müſſen 


or 


nun neben ihren verlörenen Einzahlungen noch 300 RM. 
Haftjumme zahlen. Doch damit nicht genug. Der 
oder die „Gründer“ hatten für die Bremer Witglieder 
auch noch eine Ipegielle Bremer Organiſation (Ada) ge= 
gründet, die dann ebenfalls Konkurs anmeldete. Der Kon⸗ 
kursverwalter, Rechtsanwalt Scherer in Bremen, nimmt 
nun die bedauernswerten Bremer Witglieder ebenfalls mit 
300 RM. Haftſumme in Anſpruch. 

Trotz dieſes doppelten Konkurſes mutete Herr H. aus 
der Langen Straße den Witgliedern noch zu, einer wieder 
neu gegründeten „Bau⸗ und Wirtſchaftsgemeinſchaft“ aufs 
neue Be fauer verdienten Spargroſchen anzuvertrauen. 

Statt des erhofften „Eigenheims“ haben die leichtgläu⸗ 
bigen Wohnungſuchenden eine ungeheuerliche Schuldenlaſt. 
Es wäre dringend zu wünſchen, daß die Behörden die ver⸗ 
ſchiedenen „Gründer“ etwas genauer unter die Lupe nähmen. 
Den Wohnungſuchenden kann aber nur äußerſte Vorſicht an⸗ 
geraten werden.“ 


Heimstättenbaubund Halle. 


Im „Fridericus“ 1930, Nr. 1, wird ein Gut⸗ 
achten des „Reichsverbandes der Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaft e. V.“ über den Heimſtättenbaubund in 
Halle veröffentlicht. Wir geben hier den Schlußſatz 
dieſes Gutachtens wieder: 
„Zuſammenfaſſend muß geſagt werden, daß infolge der 
Rechnung mit einem ſtändigen Witgliederzuwachs und in⸗ 
folge falſcher Vorausſetzungen für die Finanzierung der 
Bauvorhaben die Verſprechungen der Genoſſenſchaft auf die 
Dauer unter keinen Umſtänden durchführbar erſcheinen. 
Selbſt wenn es dank eines ſtarken anfänglichen Witglieder⸗ 
zuwachſes gelingt, durch die Bauanteile und Weiter en 
der ſpäter hinzutretenden Witglieder die Van o er 
zuerſt Eingetretenen verhältnismäßig raſch zu finanzieren, 
ſo wird in dem Augenblick, wo die Mitgliederzahl nicht mehr 
in dem gleichen Verhältnis zur Zahl der vorhandenen Wit⸗ 
glieder ſteigt — dieſer Augenblick muß ſehr bald eintreten —, 
eine außerordentliche Verlangſamung der Zuteilungen und 
damit der Wartezeiten ſich ergeben, welche die Hoffnung der 
Genoſſenſchaft auf baldiges Erlangen eines Baudarlehns 
uſchanden werden laſſen wird. Die Berechnungen 

er Genoſſenſchaft verraten einen ſolchen 
Wangel an Sachkenntnis und Kalkulations⸗ 
fähigkeit, daß ein Beitritt zur Genoſſen⸗ 
ſchaft nicht empfohlen werden kann.“ 


 Heimstättenfürsorge Berlin. 
| Uns liegen Werbeſchriften der „Heimſtättenfürſorge“ 
Berlin vor. Es handelt ſich dabei um eine gemein- 
nützige Siedlungs⸗Abteilung der Deutſchen Creditge⸗ 
noſſenſchaft e. G.m.b. ., deren Zentralauskunftsſtelle der 
Reichsbund für Siedlung und Pachtung iſt, der ſich 
widerum der Bauhilfe e. G.m. b. H. bedient. Zwiſchen den 
einzelnen en beſteht teilweiſe Perſonalunion. 
In den rbeſchriften der „Heimſtättenfürſorge“ wird 
u. a. folgendes verſprochen: 
„Die nur mit 5 % jährlich einſchließlich der Tilgung 


verzinslichen Heimſtättenhypotheren können nur die Fa⸗ 
milien erlangen, welche ſofort / der begehrten Hypothek 
als freiwilligen Beitrag zum Heimſtättenfonds ein⸗ 


| Bausparer: J. Kuchenbecker, Steuersekr., Pyritz i. Po. 
Darlehn der Beamtenbausparkasse: 3000 M. zu 4½ % Zinsen 


or 


die Zahl der Zugeteilten, alſo Schneeballſyſtem. Die Ge⸗ 
ſellſchaft bietet keinen Lebensverſicherungsſchutz. Das ein⸗ 
gezahlte Fünftel der Darlehensſumme iſt bedingungslos 
verfallen, die gebotenen Sicherheiten ſind unzureichend. Es 
ſteht hinter der Geſellſchaft kein Gewährsverband, der ge= 
gebenenfalls helfend eingreifen könnte. 

Für die breite Maſſe, die ſich ein Eigenheim wünſcht, 
kann ein ſolch unſicherer Weg, der ohne feſtgefügtes Fun⸗ 
dament iſt, nicht empfohlen werden. Bauen koſtet Geld, 
das heute fehlt und deshalb mehr denn je zuſammengeſpart 
werden muß. Da muß eben die Zeit helfen. Wer heute ver⸗ 
ſpricht, daß vermittels dieſer oder jener Bauſparvereinigung 
morgen gebaut werden kann, ſolange ein klar durchdachter 
Geſchäftsplan und die erforderlichen Wittel dies nicht er⸗ 
möglichen, iſt ein Utopiſt oder ein Lügner. Da muß das zu 
erwartende Bauſparkaſſengeſetz ſchützend eingreifen.“ 


Von amtlicher Seite 

wird uns kurz vor Vedaktionsſchluß folgende „Warnung“ 
zur Verfügung geſtellt: 
Bausparer: Paul Lehmann, Justiz-Ob.-Sekr., Dresden-Klein- Wohnungſuchende und Siedlungs- oder Bauluſtige 
; zschachwitz, Bölckestraße 26 ſind wiederholt amtlich vor gewiſſen Unternehmen ge⸗ 
Freies Darlehn von dritter Seite gegen Verpfändung der Abtretungs- warnt worden, die durch irreführende und offenſichtliche 
rechte (Entwurf und Bauleitung: Arch. A. Seifert, Dresden). unhaltbare Verſprechungen Mitglieder an ſich locken, um 
ihnen ihre Erſparniſſe abzunehmen. 

Es liegt wiederum Veranlaſſung vor, auf die außer- 
a N 2 ordentlich bedenkliche Werbetätigkeit eines ſolchen Unter⸗ 
zahlen und zur Stärkung dieſes Fonds opfern können. Mur e ne In der 84 08 werden 
ieſe Familien können die ſichere Anwartſchaft, in weni⸗ v d Unt P das fi elbit 118 örd des 
gen Monaten in den Beſitz des Elgenheims zu ge, von dem Unternehmen, das ſich ſelbſt als „Förderer de 
angen und in 33 Jahren ſchuldenfreier Beſitzer zu ſein.“ Heimſtättengedankens bezeichnet, Darlehen zum Bau oder 
2 . und zwar iſt dabei keine Staatshilfe notwendig und Erwerb von Wohn⸗ und Wirtſchaftsheimſtätten oder von 
keine Hauszinsſteuerhypothek erforderlich“. „Wer aber we- Einfamilienhäuſern zu 5 % Zinſen angeboten. Bei nähe⸗ 
en Runte Arbeitsverdienſtes die Hoffnung auf Erreichung rer Durchſicht der Bedingungen iſt klar erkennbar, daß 
er fünftel Summe durch allmähliche Einzahlungen nicht das Anternehmen ſeine Verſprechungen nicht einhalten 
haben kann, verſuche durch monatliche Einzahlungen von kann. Der Darlehnsſucher hat einen einmaligen För— 
Mk. 2.— auf den Geſchäftsanteil in die Reihe der Bau- dererbeitrag von 100 RM. und ½ der geſuchten Dar— 


anwärter zu kommen. Wenn hierbei in der Regel auch erſt Reiten 
in einigen Jahren auf ein Eigenheim zu en, fo fann lebnejumme einzuzahlen. Dieſe Weitraas werden nom 


mit etwas Glück auch der Umſtand eintreten, daß die Zu- Anternehmen nicht verzinſt, auch nicht, wie es bei reellen 
weiſung des Baukapitals ſchon nach wenigen Monaten er⸗ Bauſparunternehmen der Fall iſt, als Tilgung auf das 
folgt.“ „Es ſei darauf hingewieſen, daß unter Zuhilfenahme Darlehn angerechnet. Die Beiträge ſind verfallen und 
von Zwiſchenkrediten ſtets in abſehbarer Zeit mit können unter keinen Amſtänden zurückgefordert werden. 
Immerhin könnten die Bedingungen als annehmbar be- 


dem Baubeginn bezw. mit der Uebernahme einer Heimſtätte 

erechnet werden kann.“ „Der fünfprozentige Heimſtätten⸗ 
redit wird auch als Hypothek zur zweiten Stelle gegeben.“ 
a bung erfolgt bis zum vollen Taxwert des Grund⸗ 
ückes. 


In den Proſpekten wird nicht gejagt, daß die einge- 
zahlte Fünftelſumme nicht verzinſt wird, nie zurück⸗ 
gezahlt wird, mithin bei Annahme des Antrages und 
Zuſicherung der gewünſchten Tilgungshypothek der einge⸗ 
zahlte Betrag verloren iſt. Aus den Werbedrud- 
ſachen iſt nicht zu erſehen, daß das Recht auf ein Dar⸗ 
lehn den Anwärtern in der Reihenfolge (d. h. nach 
der Witgliedsnummer) zuſteht. 


Alle.Kreditbeschaffungs-Gesellschaft 
Osnabrück. 


Einem größeren Aufſatz über die genannte Gejell- 
ſchaft in Nr. 13 der „Deutſchen Sparkaſſenzeitung“ vom 
30. 1. 1930 entnehmen wir folgendes: 

g „Die Allgemeine Kreditbeſchaffungs⸗Geſellſchaft m. b.. 

5 re 919555 ee So nlptet 

or etwa Jahresfriſt als G.m.b.H. vor die Oeffentlichkeit A 

trat, Bietet fehäprogentiges Baugelb, das in 25. aleichen Bausparer: Wilhelm Höfer, Lehrer, Planitz/Sa. 

Jahresraten verzinſt oder getilgt wird, zu folgenden Bedin⸗ Darlehn der Beamtenbausparkasse: 6000 Ul. zu 4'/,%/, Zinsen 

Furgtel ö 1%, Pete 17 ein 10 jähr. Sparzeit, 46,15 M. monatl. Sparbetr. einschl. Sicher.-Zuschlag 

ünftel = % des beantragten Kredits; Rückzahlung in 7 

een Eintrittsgeld ſowie der | Größe des Grundstücks: 1500 qm 

9 5 550 u 5 en verfallen, Wohnfläche: 114 qm (675 cbm umbauter Raum) 

gleichviel, o er Bauſparer baut oder vor Zuteilung aus 8 ; ü 

F222 ausult  "Beifplel:, Beaniragtes Darlehen Gesamtkosten: 25000 M. (einschl. 3000 M. für Grundstück) 

10.000 RM.; Eintrittsgeld 100 R M., 20 % freiwilliger Bei⸗ Finanzierung: 

trag 2000 RM. 2100 RM. muß alſo der Bauſparer auf 1. Hypothek 5000 M. 8% Zinsen — 400 M. 

bringen, um Darlehensanwärter zu werden. Die Zuteilung 2. 5 7000 „ 8% „ 560, 

erfolgt dann durch den Verwaltungsrat der „Darlehens⸗ 3. Hausz.-H. 7000 „ 

abteilung“ der Geſellſchaft, die den Namen „Kreditfürſorge“ 4. B-B-S. 6000 „ 4½% „ 2270 

führt, nach Maßgabe der vorhandenen Nittel und unter Be⸗ Zinsen —_1230M. + Tilgung 110 M. 

rückſichtigung der Reihenfolge der Anwärterliſte.“ Einnahmen: Er i Su a 
„Zuſammenfaſſend bleibt zu jagen, daß es ſich im Vor- 3 5 

ſtehenden um eine kollektive Bauſparkaſſe auf zinsloſer 4) Vermietung — M. 

Grundlage handelt, deren Zuteilungsplan von dem Zugang b) Garten 300 „ — 300 M. 

neuer Sparer abhängt; je größer der Neuzufluß, deſto größer Zinsen — 90M. + Tilgung 140 M. 


7 cH)> 


2% Tüg. — 140 M. 


1 


zeichnet werden, wenn, wie jeder unbefangene Leſer der 

edingungen annehmen muß, das Darlehn nach Ein⸗ 
zahlung der Beiträge und Ablauf der Mindejtwartezeit 
von drei Monaten auch tatſächlich zur Auszahlung kommt. 
Auf ein geſuchtes Darlehn von 5000 RM. ſind als ver⸗ 
lorene Beträge vorweg 100 + 1000 = 1100 RM. einzu⸗ 
zahlen. Der Darlehnsſucher erhält alſo in Wirklichkeit 
5000 — 1100 RM. 3900 RM. — 78% der Darlehns⸗ 
ſumme und hat 5000 RM. in voller Höhe durch Zahlung 
eines Zins⸗ und Tilgungsbetrages von 5 % auf die Dauer 
von 33 Jahren zurückzuzahlen. Der Darlehnserlös von 
3900 RM. koſtet alſo in dem Falle, daß das Darlehn nach 
Ablauf der Wartezeit zur Auszahlung kommt, 


5 0% von 5000 RM. — 250 RM. 
7% von 1100 RN. — 77 RM. 
zuſammen 327 RM. 


d. ſ. 8,4 % des Darlehnserlöſes. 


Die Bedingungen laſſen den Leſer über den Zeitpunkt 
der Auszahlung des Darlehns völlig im Unklaren; fie 
geben auch nicht die geringſte Möglichkeit, den Zahlungs⸗ 
termin auch nur annähernd zu errechnen. 
eine Täuſchung und Irreführung des Publikums. Wenn 
die Bedingungen klar erkennen ließen, daß die Darlehns⸗ 
gewährung zunächſt nur in dem Waße ſtattfinden kann, 
als Beitrittsgelder von neueintretenden Mitgliedern dem 
Unternehmen zufließen, ſo würde das Unternehmen keinen 
Baur haben. Es iſt leicht zu errechnen, daß ſelbſt, wenn 
ie Leiter des Unternehmens von ehrlichen Abſichten ge⸗ 
leitet würden, was aber nach dem über ſie bisher Be⸗ 
kanntgewordenen bezweifelt werden muß, zunächſt nur ein 
ganz kleiner Kreis von Witgliedern zu einem Darlehn 
gelangen kann, deſſen Auswahl zudem das Unternehmen 
allein ohne jede Kontrollmöglichkeit ſeitens der Mitglieder 
trifft. Da die übrigen Einnahmen, mit denen das Uns 
ternehmen rechnet, mangels anderer Kapitalien in der 
Hauptſache in Zinſen von ausgeliehenen Darlehen be— 
ſtehen und dieſe nur allmählich in dem Maße, wie Dar⸗ 
lehen gegeben werden, fließen können, ſo müßte die Zahl 
der beitretenden Darlehnsſucher lawinenmäßig anwachſen, 
wenn das Unternehmen ſeine Verſprechungen halten will. 
Zur Befriedigung eines Darlehnsſuchers ſind — bei gleich 
hohen Darlehnsbeträgen — die Beitrittsgelder von wei- 
teren vier Mitgliedern erforderlich; zur Befriedigung die- 
ſer vier Mitglieder wiederum die Beitrittsgelder von wei- 
teren 20 Witgliedern und für dieſe die Beitrittsgelder 
von weiteren 100 und jo weiter. (Schneeballſyſtem.) Es 
iſt einleuchtend, daß der weitaus größte Teil der Mit- 
glieder, wenn überhaupt, jo erſt nach langjähriger Warte- 
zeit zu einem Darlehn gelangen kann. Die oben ange— 
gebenen Darlehnsunkoſten wachſen natürlich mit der Länge 
der Wartezeit. 
Es kann nur immer wieder geraten werden, vor Ein⸗ 
tritt in ein derartiges Unternehmen die gegebenen Sicher⸗ 
heiten auf das genaueſte zu prüfen. 


Reichsheimstätten in Sachsen. 
Von Ober-Reg.⸗Rat Dr. Ruſch, Dresden. 


Die Einführung der Neihsheimftätte in die Praxis 
hat vielfach darunker zu leiden gehabt, daß in vielen 
Fällen bei irgendwelchen Maßnahmen hinſichtlich der 
Reichsheimſtätte nicht nur die Genehmigung des Aus⸗ 
gebers, ſondern auch noch einer Behörde, ſei es der 
andeszentrale oder einer von ihr beauftragten Stelle, 
erforderlich war. War der Gedanke der Reichsheimſtätte 
92 ſich ſchon wegen ſeiner Neuheit nicht ohne weiteres 
185 Bauherren verſtändlich zu machen, ſo ſchreckten dieſe 
welen formalen Schwierigkeiten häufig von der An⸗ 
endung der Reichsheimſtätte ab. Getragen von dem 
Ri emühen, der Reichsheimſtätte die Wege nach Mög- 
ribleit zu ebnen, hat Sachſen in einer neuen Ausfüh⸗ 
tenngsverordnung zum Reichsheimſtättengeſetz vom 15. Sep⸗ 
linder 1929 die behördliche Genehmigung nach Mög- 
in eit beſeitigt. Wenn nach dem Geſetz Hypotheken nur 

Form von unkündbaren Tilgungsſchulden eingetragen 


Mi 


Hierin liegt 


werden jollen, jo war dieſer Gedanke an ſich begrüßens⸗ 
wert und richtig, um die Reichsheimſtätte allmählich zu 
einem ſchuldenfreien Beſitz zu geſtalten. Bei der allge⸗ 
meinen gegenwärtigen Schwierigkeit der Finanzierung 
von Bauvorhaben iſt es jedoch nicht immer möglich, Til⸗ 
gungshypotheken zu beſchaffen, und nun mußte in jedem 
einzelnen Fall der doppelte Genehmigungsweg beſchritten 
werden. Um dieſen gegenwärtigen Hemmniſſen vorzu⸗ 
beugen, iſt in Sachſen künftig, unbeſchadet der jeweils 
erforderlichen Zuſtimmung des Ausgebers, eine behörd— 
liche Genehmigung bei einer ganzen Reihe von Hypo⸗ 
theken nicht erforderlich. Dazu gehört in erſter Linie die 
dingliche Sicherung von Kapitalabfindungen, Aktivvor⸗ 
ſchüſſen, dingliche Eintragung zugunſten ſächſiſcher Ge⸗ 
meinden und Bezirksverbände, Sparkaſſen, der Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt, der Landeskulturrentenbank und einer 
Reihe von Banken öffentlichen und halböffentlichen Cha⸗ 
rakters, ſowie der Beamten bauſparkaſſe Berlin. 
Behördliche Genehmigung iſt künftighin nur noch erfor- 
derlich bei der Löſchung der Heimſtätte (Landeszentrale), 
bei der Vergrößerung, Teilung und Veräußerung der 
Heimſtätte (untere Verwaltungsbehörde). 


Für Gartenheimſtätten iſt gegenüber der bisherigen 
Regelung die Erleichterung getroffen, daß in Fällen be⸗ 
ſonderen Bedürfniſſes Gartenheimſtätten ſchlechthin zu⸗ 
gelaſſen werden können, ohne daß die bisher gültige 
Vorausſetzung, daß eine ſpätere Bebauung beabſichtigt 
und nach Lage und Einteilung des Grundſtücks möglich 
iſt, notwendig iſt. Es ſoll damit der Schaffung von 
Gartenheimſtätten ebenfalls weiteſtgehende Erleichterung 
gewährt werden. 

An Reichsheimſtätten find bisher in Sachſen insge⸗ 
ſamt ausgegeben worden 4150, außerdem 942 Gartenheim⸗ 
ſtätten. Im Jahre 1928 wurden neu errichtet 867 Reichs⸗ 
heimſtätten und 79 Gartenheimſtätten. Unter Reichs⸗ 


heimſtättenrecht ſtehen jetzt rund 340 Hektar Bauland und 
82 Hektar Gartenland. 


Bausparer: Joh. Grell, Pol.-Obersekr., Altona-Lurup 


Darlehn der Beamtenbausparkasse: 4000 M. zu 4½% Zinsen 
15jährig. Sparzeit, 18, 05 M. monatl. Sparbetr. einschl. Sicher.-Zuschlag 


Größe des Grundstücks: 600 qm 
Wohnfläche: 100 qm (415 cbm umbauter Raum) 


Gesamtkosten: 20000 M. (einschl. 3400 M. für Grundstück) 
Finanzierung: 

1. Hypothek 5000 M. 9½,ê Zinsen = 475 M 

2. 5 6000 „ 9% „ 3510 

3. Hausz.-H. 5000 „ 1%, 8 ä ER 

4. B-B-S. 4000 „ 4¼½% „ — 


Zinsen - 1245 M. 
Einnahmen: 
a) Vermietung (1 Z.) 210 M. 
b) Garten 50 


290 M. 
Zinsen = 955 M. 


an 


Deutsche Latifundien. | 


Von der größten Bedeutung in nationaler und ſozialer 


Beziehung iſt es, wie ein Volk mit ſeinem Vaterlande ver— 
wurzelt iſt, d. h., wieviel Menſchen im Volke Eigentum am 
Boden haben. Beſonders wichtig iſt dieſe Frage auf dem 
platten Lande. Leider haben wir noch keine Grundeigen⸗ 
tümer ſtatiſtit. Die landwirtſchaftliche Betriebs ſtatiſtik 
gibt keine Auskunft über die Verhältniszahlen zwiſchen Pacht⸗ 
land und Eigenland. 


Wir müſſen endlich auch einmal erfahren, wieviel Grund- 
eigentümer wir in unſerem Lande haben und wie ſich unter 
dieſe die Flächengrößen aufteilen. Auch bei der preußiſchen 
Grundbeſitzſtatiſtik wurde jeder Kataſterbezirk als abge— 
ſchloſſenes Zählgebiet behandelt. So ergaben ſich Doppel- 
zählungen von Perſonen. Wir müſſen zu einer behördlichen 
Landeigentümer⸗Statiſtik kommen, die alle einer Einzelperſon 
oder einer Perſonengemeinſchaft gehörenden land- oder forſt⸗ 
wirtſchaftlich oder gärtneriſch benutzten Flächen ermittelt. 


Zu rechter Zeit iſt jetzt ein Werk von großer volkswirt⸗ 
ſchaftlicher Bedeutung aus der Feder des bekannten Agrar⸗ 
theoretikers Dr. Theodor Häbich unter dem Namen 
„ Deutſche Latifundien“! erſchienen (Verlag Gräfe und 
Unzer, Königsberg, Pr. 8 M.). Häbich, jetzt Leiter der Preſſeſtelle 
im Oberpräſidium der Provinz Oſtpreußen, iſt ſelbſt ein ſchwä⸗ 
biſcher Bauernſohn; er erkannte als ſolcher die ausſchlagge⸗ 
bende Bedeutung der deutſchen Landwirtſchaft. Mit größtem 
Fleiß, in jahrelanger Arbeit hat er wiſſenſchaftlich zuver⸗ 
läſſige Ergebniſſe in ſeinem Werk zuſammengetragen. Seine 
Arbeit zeigt die Verteilung des adligen Latifundienbeſitzes. 
Das Landeigentum des Adels in den einzelnen Ländern und 
Provinzen wird gewiſſenhaft aufgeführt. Jeder Landeigen⸗ 
tümer iſt beſonders verzeichnet. Wir erfahren darin, daß 
z. B. allein die Familie der Donnersmarck in Schleſien 
55 695 Hektar Latifundienbeſitz hat. Die Fürſten zu Stol⸗ 
berg in der Provinz Sachſen 39 872 Hektar, davon allein 
Chriſtian Ernſt, Fürſt zu Stolberg⸗ Wernigerode, 
22 972 Hektar. Fürſt zu Hohenlohe⸗Oehringen be⸗ 
ſitzt in Schleſien 42 509 Hektar Land. 


In Schleſien und der Grenzmark iſt etwa 

½ des Bodens, im Reichsgebiet etwa 12% La= 
tifundienbeſitz! Dieſe ungeheure n von 
Land in einer kleinen Anzahl von Händen iſt für die Dauer 
einfach unhaltbar. Die Bodenreform unter Führung von 
Dr. Adolf Damaſchke zeigt heute noch den Weg der orga⸗ 
niſchen Entwicklung zum bäuerlichen Beſitz. Die deutſchen 
Latifundienbeſitzer tun gut, im allgemeinen und in ihrem eige⸗ 
nen Intereſſe mitzuarbeiten an einer beſſeren Verteilung des 
lee Landbeſitzes. Es iſt einfach unmöglich, daß der 
deutſche Latifundienbeſitz ſich halten kann, wenn, wie wir 
ſehen, alle Länder rings um Deutſchland den Großgrundbeſitz 
in ſtärkſter Weiſe deſchränkt haben. Wir wollen nur hin⸗ 
weiſen auf die Tſchechoſlowakei. Nach Angabe von Häbich 
wurden nach Kriegsende in der Tſchechoſlowakei 4020 169 Hek⸗ 
tar beſchlagnahmt, davon 1 278 549 Hektar landwirtſchaftlicher 
Boden. Dieſer Boden war Großgrundbeſitz. Das Prager 
Tageblatt bringt am 11. Januar 1930 genau offiziell ausgear⸗ 
beitete ſtatiſtiſche Zahlen über die bis Ende 1928 erfolgte 
Aufteilung des beſchlagnahmten Bodens. Obwohl vornehmlich 
in der Tſchechoſlowakei deut ſcher Grundbeſitz beſchlag⸗ | 
nahmt worden iſt, ſind bis zu dem genannten Zeitpunkt nur 
3% der beſchlagnahmten Fläche Den Bewerbern zuge⸗ 
teilt worden. 5 0% haben ungariſche Staatsbürger erhalten 
und 7% Tſchechen und lowaken! Bemerkenswert 
iſt, daß ſeit dieſer Zeit die Auswanderung der Tſchechen und 
Slowaken um die Hälfte zurückgegangen iſt. 


In dem Buch von Häbich ſehen wir auch die Struktur 
der ländlichen Veſiedlung in Seutſchland. Die an Einwohner⸗ 
zahl weitaus ärmſten Provinzen ſind die Provinzen des La- 
tifundienbeſitzes. 


Der Latifundienbeſitz ſoll und muß in organiſcher Entwid- 
lung uns das Land geben zu dem ſo dringend notwendigen 
bäuerlichen Klein⸗ und Wittelbeſitz. Heute haben wir es noch 
in der Hand, daß deutſche Bauernſöhne das deutſche Land 
bevölkern. Der ungeſunde Zuzug in die Großſtadt würde da⸗ 
durch unterbunden werden. Bei einer beſſeren Verteilung des 
deutſchen landwirtſchaftlichen Bodenbeſitzes würden Hundert⸗ 
tauſende von Arbeitsloſen Arbeit und Brot finden und deut⸗ 
ſches Volk würde mit deutſchem Lande inniger verbunden ſein 
und bleiben. 


Johannes Lubahn. 


Schriftleitung: Johannes Lubahn. Verantio ö 
Deutſchen Beamtenſchaft e. V. Sämtlich Berlin NW 87, 


„Die Heimſtätte“ kann durch jedes Poſtamt zum har von 1,— M. zuzüglich 0,06 M. Zuſtellungsgebühr für das Viertel⸗ 
8 jahr beſtellt werden. g 


arbeitet und der 


ten abgeſchloſſen haben, wie es bei guten 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Max Wagner. 


Briefkasten. 

B. L. in D.: Ein hieſiger Architekt hat mich im Jahre 
1928 zur Erſtellung eines Eigenheims veranlaßt und mir 
mündlich verſprochen, nur 4 % der Bauſumme als Architekten- 
honorar in e zu bringen. Der Plan wurde ausge- 

Koſtenvoranſchlag auf 18 000 Mark errechnet. 
Ich erklärte mich mit dem Bau einverſtanden, doch wies ich 
darauf hin, daß der Bau auf keinen Fall 20 000 Mark über⸗ 
ſchreiten dürfe. Die Finanzierung in Höhe von 20000 Mark 
war geſichert. Die Endabrechnung lautete nun zu meinem 
Schrecken auf 29000 Mark. Die 9000 Mark Wehrkoſten 
ſind auf falſche Berechnungen und Nichtaufnahme verſchiedener 
Arbeiten in den Koſtenvoranſchlag ſeitens des Architekten zu⸗ 
rückzuführen. Bei Vergebung der Arbeiten an die Hand— 
werker haben dieſe keine Zeichnung erhalten. Ich war nun 
gezwungen, noch 9000 Mark zu ſehr ungünſtigen Bedin⸗ 
gungen aufzunehmen. Der Architekt verlangt jetzt 4% Ver⸗ 
gütung von 20 000 Mark. Erhalten hat er bereits 500 Wark. 


Bin ich nun verpflichtet, dem Architekten noch die reſtlichen 
300 Mark zu zahlen, nachdem er mich jo reingelegt hat, kann 


ich ihn evtl. für die Mehrkoſten haftbar machen? 

Antwort: Leider haben Sie den Fehler gemacht, den 
ſehr viele andere auch, trotz wiederholter Warnungen, immer 
wieder machen, daß Sie ſich leichtfertig ohne ſchriftliche Verein 
barungen in ein ſo wichtiges Geſchäft, wie das Hausbauen, ein⸗ 
laſſen. Da Sie keinen ſchriftlichen Vertrag mit dem Architek- 
rchitekten und Ge⸗ 
ſellſchaften üblich iſt, Architekten gegenüber 


ſind Sie dem 


machtlos. Den Weg der Privatklage zu beſchreiten, raten 
wir Ihnen nicht. Er würde Ihnen nur noch mehr Unkoſten 
verurſachen. 


Wir können nur immer wieder diejenigen, die die Abſicht 
zum Bauen haben, eindringlich davor warnen, gutgläubig und 
leichtfertig ans Werk zu gehen. Wichtig iſt, daß man einen 


erfahrenen und bewährten Architekten oder eine ebenſolche Ge⸗ 


ſellſchaft mit der Betreuung ſeines Bauvorhabens beauftragt 
und daß alle Vereinbarungen, auch die ſcheinbar unwichtigen, 
ſchriftlich abgeſchloſſen werden. Gute und bewährte Archi- 
tekten gibt es überall. Als Geſellſchaften können wir die⸗ 
jenigen empfehlen, die im Reichsverband der Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaft, Berlin, Mohrenſtr. 7/8, zuſammengeſchloſſen 
ſind. Außer den halboffiziellen preußiſchen provinziellen 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften und ähnlichen Geſellſchaften 
in anderen Ländern gehört dieſem Verband auch die „Dewog“ 
(Deutſche Wohnungsfürſorge Akt.⸗Geſ. für Beamte, Ange- 
ſtellte und Arbeiter, Berlin) an, die in allen Teilen des 
Reiches Tochtergeſellſchaften oder Zweigſtellen unterhält. 
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los zugeſandt. 
Anzwecken oder Ankleben. 


Verl 


: Heimſtättenamt der 
— Druck von Robert 


Leſſingſtr. 11. üller, Potsdam. 
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